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Klemenz, Jusdzaagestellte
als Urkundsbeamtia der Geschäftsstelle

Landgericht
Koblenz

IM NAMEN DES VOLKES

Urteil

In dem

Pro zessbevol lmächtiqt e :

Prozes sbevollmächti gte :

eins twei 1i gen Verfügungsverf ahren

- Antragsteller
Rechtsanwälte von Heusinger
u.Mogwitz ) südallee 31 - 35,
55058 Koblenz

gegen

Süwag Energie AG, vertreten durch den Vorstand, Dr.Balthasar,
Prof . Hofmar:n, Dr. Kaiser, Br-uningstraße L, 55929 Frarrlcfurt

- Antragsgegnerin

RechtsanwäIte Schaffranek, Fox
u. Partner , Löhrrondell 5,
55058 Koblenz

hat die 4. Kammer für Handelssachen des Landgerichts Koblenz

durch den Vizepräsidenten des Landgerichts Becht,

dem Handelsrichter Hannee sowie dem Handelsrichter Drechsler

auf die mündliche Verhandlung vom 24.10.2006

für RECHT erkannt:
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Die Beschlussverfügung der Kammer vom

14. Jul-i 2006 wird mit der Maßgabe bestätigt,
dass der Antragsgegnerin untersagt wird,
d:-e Stromversorgung für das liaus j ,

- : ,, r_ , unter der bei ihr
geführten KunCenummer _ zu sperren
bzw. mit der Sperrung zu. drohen, bis sie den

Nachweis Cer Angemessenheit ihrer Gebuhren-

offen gelegt hat und solange der Antrag-
stel-l-er seiner Zahlungsverpflichtung ihr
gregenüber au,f der Grundlage der bis zum

31.12.2004 greltenden Tarif e nachkommt.

Dj-e Antragsgegnerin hat auch die wej_teren

Kosten des Verfahrens zu traqen.

Tatbestand:
Die Antragsgegnerin versorgt das Einfamj-l-ienhaus d.es

Antragstel-lers
sert 199l mit el-ektr:-scher Energie. Der Arbeltspreis
betrug bis 31.12.2004 0,11800 €/ki/üh. Mit Wirkung zum

01.01.2005 erhöhte die Antragsgegnerin diesen auf
0,12440 €/kWl. Die Jahresverbrauchsrbchnung vom

18.0 4.2005 für den Zeitraum vom 19.03 .2004 bis
L4.03.2005 ( GA Bl . 752 f . ) belief slchr bei einer
PJcnahme von 3 . 533 kilfh auf 614 , 93 €, die j enlge \zom

21 .03.2006 für den Zeitraum vom 15. 03.2005 bis
l-7.03.2006 ( GA BI . I f . ) bei einer Abnahme von
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4.I23 kwh auf '765,51 e. Die von Cer Antragsgegnerin

geforderten Vorauszahlungen,erhöhten sich mit der

Ietztgenannten Jahresverbrauchsrechnung von 55, 00 €

auf 62,00 € monatlich.

Mlt Schreiben vom 08.05.2006 forderte der Antrag-

steller die Antragsgegnerin unter Berufung auf S 315

rei-§käl-kulätf on ö-tFen zu -Iegen

( GA B1. 14 ) . Die Antragsgegnerin teilte dem Antrag-

stel-ler daraufhin mit, er könne im Falle ej-ner Preis-
erhöhung von seinem Sonderkündigungsrecht Gebrauch

machen, w€shalb sie seinen Widerspruch zurückwej-se

( GA Br. 16 ).

Nachdem der Antragstel-ler die Jahresrechnungsforder-

ung n:-cht vollständig gezahlt und seine Vorauszahl-

ungen von 62,00 € auf 55,00 € gekürzt hat, mahnt.e dre

Antragsgegnerin unter dem L2.06.2006 Cie Zahlung von

54,-72 € an. Als der Antragstel-l-er auch hierauf keine

Zahlung l-eistete, forderte ciie Antragsgegneri-n ihn
mit Schreiben vom 26.06.2006 ( ee B1 . 2l ) unter
Fristset zvnq zum A4 .0'7 .?0A6 ,,zt)m l-etz+'en Ma.l-" züm

vol-Iständiqen Au-q9l eich der Eorderun'g \rcn 59,18 € auf
und kündrgte für den Fal-l- des fruchtl-osen Fristab-
Iaufs ärrr dass,,un-ser Beauftragter unter Einhal-turrq

der Zweiwochenfrist ab Zvqang Cieses Schreibens die

Energielieferung in fhrer Arrlage gemaß S 33 AVBEItV
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bzw. AVBGasV ohne nochmalige Ankündigung einstellen"
werde .

Mit Schreiben vom 3 0 . 0 6 .2006 legte der Antragstell-er
gegenüber der Antragsgegnerin nochmal-s seine Rechts-
auffassung dar und forderte sie auf, ,,die angedrohte

Versorgungssperre unverzüg1ich schriftlich zurückzu-

nehmen" ( GA B1. 22 ) .

----lüach " der- AntEa-E,gqEEnCrIn htö-rauf
nicht erfolgte, beantragte der Antragstell-er mit
Antrag vom 12 .07 .2006 den Erlass einer einstweiligren
Verfrlgung, womit der Antragsgegnerin untersagt werden

soll-te, die Stromversorgung für sein Haus zrt sperren
bzw. mit der Sperrung zv drohen, bis sie ihm den

Nachweis der Angemessenheit ihrer Gebührenerhöhung

offen gelegt habe.

Mit Beschluss vom 14.07 .2006 hat der Vorsitzende der
Kammer eine dementsprechende einstweilige Verfügung
erl-assen ( ee Bl-. 133 f . ). Hiergegen wendet sich die
Antragsgegnerin mit j-hrem Widerspruch ( GA Bl .742 f .

).

Der Antragsteller trägt vor:
Das Landgericht sei für den Erlass der einstweiligen
Verfügung zuständi-g. Mit der angedrohten Sperre sei
dle Grundversorgungspflicht der Antragsgegnerin be-

I

t.rof fenr we shalb S 102 EnwG einschlägig sei. Der von
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ihm dem Antragstell-er gestellte Antrag sej- kl-ar

und hinreichend bestimmt. Er müsse jederzeit mj-t

ej-ner Stromsperre rechnen, da die Antragsgegnerin 1m

l-etzten Knotenpunkt vor dem Hausanschluss des j ewei-

ligen Endkunden die Energrieversorgrunq unterbrechen

könne. Zudem habe sie ein Zutrittsrecht nach S 76

AVBEI-IV. Auch das Bundeskartel-lamt halte eine Sperr-
an-dro-Irung-t1ir -ün-züaä§s-1-flr -Dle T\rBEIEr Tlnde -Telne- -
Anwenduflg, da sie als AGB wj-rksam in den Vertrag
hätte einbezogen werden müssen, was nicht der FaIl
sei.
Das Kündigrungsrecht sej- für ihn den Antragstel-l-er
ohne praktischen Vüert, da infolge der Monopolstellung
der Antragsgegnerin auf dem regj-onalen Markt für ihn
praktisch keine Al-ternative bestehe. Die Preiser-
höhung sei von der Antragsgegnerin nicht wirksam

bekannt gremacht worden. Er der Antragstel-l-er habe

erst 2006 davon Kenntnis genommen, da erst dann seine
Bezugskosten sich erhebl-ich erhöht hätten.

Der Antragsteller beantragt,
die einstweilige Verfügung vom 14.01 .2006

mit der Maßgabe auf recht z1J erhälten, sowei-t

die Gebührenerhöhung zum 01. 01 . 2005 betroffen
ist -

Die Anträgsgegnerin beantragt,
dle einstweilige Verfügung aufzuheben



6

und den Antrag auf deren Erlass zurück
zu wei-sen.

Sie trägt vor:
Das Landgericht sei nicht zuständig, da S 102 EnwG

nicht einschlägig sei. Es bestünde keine Meinungs-

vers ch j-edenheit über die Re j-chweite der Grundversorg-
ung. Der Unterl-assungsantrag sei zLt weitgehend. Vüürde

die5sm-eEtsFEoeh-en; tönnte -der Ahträq§te1läi §eine - -

Zahlungen gänzlich einstel-len ohne dass sie die
Antragsg,egnerin die Möglichkeit habe, i-hre Energie-
lieferunq einzustell-en. Es fehle ein Verfügungsgrund.
Da es sich bei dem Anwesen des Antr,agstel-l-ers um ein
Einf amil-ienhaus handele, könne eine Sperre nur durch
Ausbau des Stromzähl-ers innerhal-b des Hauses bewirkt
werden. Da der Antragstel-ler ihrem Beauftragten den

Zutritt ver,^/eigern könne, müsste sie gerichtliche
Hil-fe in Anspruch nehmen, insbesondere nachdem der
Antragstel-Ier ihr gegenüber ein Hausverbot aus-
gesprochen habe. Die Gefahr einer Einstellung der
Stromversorgung habe daher nicht bestanden. Dem stehe
dle Androhung der Sperre mit Schreiben vom 26.06.2006
nicht entgegen. Die Androhung sei eine Voraussetzung
des § 33 AVBEI-IV. Zudem sei bereits ausdrückl-ich
darauf hingewiesen worden, dass die Durchsetzung d.er

Bezugssperre nur mit gerichtlicher Hil_fe mög1ich se1.

Es fehle ein Verfügungsanspruch. Seit 01.07.2005 habe

si-e keine Strompreiserhöhung mehr vorgenonmen. Die
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Preiserhöhung zum 01.01.2005 sei ordnungsgemäß gemäß

§ 4 Abs . 2 AVBEI-IV bekannt gegeben worden . Daraufhin

hätte der Antragsteller kündigen können. Der im Mai

2006, also 1 4 Jahre nach der Erhöhung erklärte
Vüiderspruch se j- verfrj-stet. Die Kündigungsf rist des

S 32 Abs .2 AVBEIIV gelte auch für den Vüiderspruch.

Die Prej-serhöhung sei für den Antragstel-l-er bereits
aus der Jahresverbrauchsrechnung vom 18.04.2005 er-

- s'i ehtli dh_-g ew O S-e n :- DIe -lm -An 
S ch Iu s §-1: j- e ian är f o I qt e

vorbehal-t1ose Zahlung dieser Rechnung habe sie al-s

Einverständnis mit der Preisanpassung verstehen

dürfen. Entsprechendes gelte für die unveränderte

Leistung der Abschlagszahlungen bis April 2006. Daher

sei ein eventuell-er Anspruch des Antragstel-Iers ver-
wirkt. Nach der Liberal-lsierung auf dem Strommarkt

bestehe zudem kein ej-nseitiges Lej-stungrsbestimmungs-

recht der Energieversorger mehr. Soweit der Antrag-
stel-Ier hinsichtl-ich des Zeitpunkts der Kenntnisnahme

auf die Jahresverbrauchsrechnung vom 21.03.2006 ab-

stel-le, ergebe sich die Erhöhung gegenüber dem voran-
gegangenen Abrechnungszeitraum im Wesentlichen aus

einem deutlich erhöhten Verbrauch.

Wegen der Einzel-heiten des Part,eivortrags wird auf
die zwischen den Parteien grewechselten Schriftsätze
nebst Anlagen sowie die Sitzungsniederschrift vom

24.10 .2006 ( ea BI . 284 f . ) Bezug genommen.

Entscheidungsgründe:
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Die Kammer ist z:up Entscheidung über den Antraq auf

Erl-ass der begehrten einstwej-ligen Verfügung zr7-

ständig. Gemäß S 102 EnwG sind für bürgerliche
Rechtsstreitigkeiten, die sich aus dem EnwG ergeben,

ohne Rücksicht auf den lrIert des Streitgegenstandes

die Landgerichte ausschl-ießl-ich zuständig. Der

Verfahrensgegenstand ergibt sich aus § 36 EnwG,

- üö n ac-fi- En-eT g-i e v e - §ö-r-g ü nj§ u nt e r n ehm e n - f ü i N e E z q e b i e t e,

in denen sie die Grundversorgung von HaushaLtskunden

durchführen, j eden Haushal-tskunden zn versorgien

haben, r^renn die Versorgung,nicht aus wirtschaftlichen
Gründen unzumutbar ist. Mit einer Stromsperre, sei
sie berechtigt oder nicht., würde die Antragsgegnerin

i-hre Grundversorgungspflicht nicht mehr erfüIl-en. Der

Anspruch auf Durchsetzung der Grundversorgung ist
daher eine bürgerliche Rechtsstreitigkeit, die sich
aus § 36 Abs.1 S.1 EnwG ergibt. Zwischen den Parteien
bestehen entgegen der Ansicht der Antragsgegnerin
sehr wohl Meinungsverschiedenheiten hinsichtlich der

Grund.versorgungspf Iicht, nämlich insoweit, ob die
Antragsgegnerin berechtigt ist, die Stromlieferung
mit Blick auf die tej-l-weise Zahlungsverweigerung

durch den Antragstell-er ej-nzustel-Ien..

Da die Rechtsstreitigkelt.en nach § 102 Abs. 1 HandeJs-

sachen i-m Sinne der §§ 93 bis 1,74 des Gerichtsver-
fassungsgesetzes sind ( S 702 Abs.2 EnwG ) ist die
Kammer für Handelssachen zuständig.
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Der Antrag auf ErIass der begehrten einstweiligen
Verfügung ist begründet, da die Antragsgegnerin kein

Recht hatte, den Antragstel-Ier wegen dessen teil-
weiser Zahlunqsverweigerung unter Berufung auf sein
Recht aus S 315 Abs.3 BGB von der Energielleferung
aüsZ-uschlfeften oder efhen söTchen -Ausschlu§s- änZu-

drohen. Der Antragstell-er hat hinrei-chende Tatsachen

glaubhaf t gemacht, die einen Anspruch auf Unterl-ass-

ung zu rechtfertiqen vermögen. Dies qilt zumindest

nach der im Verfahren auf Er1ass einer einstwej-ligen
Verfügung gebotenen und auch nur erforderlichen
summarischen Prüfung . Zwischen den Parteien besteht
Streit über Rechtsfragen, die nur in einem Haupt-

sacheverfahren abschl-leßend beurteilt werden können.

Der zwischen den Parteien abgeschlossene Energie-
Ii-eferungsvertrag ist ungekündigtr so dass für die
Antragsgegnerin grundsätzl-ich eine Pflicht znr Ver-
sorgung des Antragstellers besteht. Diese setzt
sel-bstverständl-ich voraus, dass der Antragsteller
seinerseits den frir ihn nach dem Vertrag bestehenden

Verpflichtungen, insbesondere seiner Zahlungspflicht,
nachkommt. Da er j-ndes einen Teil der Eorderungen der
Antragsgegnerin nj-cht erfül-1t, wäre diese zu einer
Bezugssperre bzw. deren Androhunq berechtigt, wenn
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der Antragstell-er zu unrecht die Zahlung verweiqert
und die Abschlagszahlungen gekürzt hätte. Letzteres
ist indes nach summarischer Prüfung nicht d.er Eall .

Der Antragstell_er ist näml_ich berechtigt, von der
Antragsgegnerin den Nachweis der Bilrigkeit der zum

01. 01.2005 vorgenommenen Bezugspreiserhöhung zu

verlangen.
Nach de-f eindeutigen Rechtsprechung des Bundesge-
richtshofs, der die Kammer folgt, ist s 315 BGB auf
die einseitigen Tariffestsetzungen der versorgungs-
unternehmen für Tar j- f kunden anwendbar ( vgf . BGH NJhi

2003,7449 f. ; Staudinger / Rieble, BGB, Neubearb.
2004, S 315 Rdn 41 m.w.N.; Ambrosius, Die Recht-
sprechung des Bundesgerichtshofs zvr Billigkeitskon-
trol-Ie von Tarifen der versorgungsunternehmen, GA Br.
82 f.; Palandt-Heinrichs, BGB, 65.Auf1., S 315 Rdn 4

\

Dieses Recht des Antragstell-ers ist nicht deshal_b

ausgeschl-ossen, wej-] er wie die Antragsgegnerin
meint den Bezug'svertrag hätte kündigen können. Es

kann dahinstehen, ob die Antragsgegnerin eine Mono-
polstellung in dem Versorgunqsgrebiet, in dem das
Anwesen des Antragstellers 1iegt, hat. Da auch nach
der Liberalisierung auf dem strommarkt die zah] der
möglichen Anbieter eng begrenzt ist, kann ein Kund.e

nlcht darauf verwj-esen werden, unter umständ.en jedes
Mal-, u/enn sein Versorger möglicherweise unbe-
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rechtigt die Preise erhÖht, zD kündigen und einen

anderen Anbieter zv suchen.

Das vom Antragstel-Ier im Mai 2006 erstmals geltend

qemachte Darlegunqsverlanqen ist nicht verfristet.
Dass die Kündigungsfrist gemäß § 32 Abs.2 AVBEITV

wie die Antragsgegnerj-n meint auch für den bfoßen

Vüiderspruch gegen eine Preisanpassung gelten so1I,

ist nirgendwo geregelt.

Das Recht des Antragrstellers, von der Antragsgegrner j-n

eine Darlegung der korrekten Preisfestsetzvnq gemäß

S 315 BGB zu verlangen, ist auch nicht unter Verwirk-
ungsgesichtspunkten ausgeschlossen. Die entsprechen-

den Voraussetzungen sind nicht erfül-It.

Ein Recht ist nur verwirkt, I^Ienn der Berechtigte es

Iängere Zeit hindurch nicht geltend gemacht hat und

der Verpflichtete slch darauf eingerichtet hat und

sich nach dem gesamten Verhal-ten des Berechtigten
auch darauf einrichten durfte, dass dieser das Recht

auch in Zukunft nicht geltend machen werde. Es kann

dahinstehen, ob das Zeitmoment des Verwirkungstatbe-

standes dadurch erfül-1t ist, dass der Antragstell-er
erst rund 1 , Jahre nach der Preiserhöhung sein Recht

geltend qemacht hat. In jedem Fall- hat die insoweit
darlegungs- und glaubhaftmachungsbelastete Antrags-
gegnerin nicht dargetan, dass das Umstandsmoment vor-
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1iegt. Der Verpfllchtete, also die Antragsgegnerin,

müsste sich aufgrund des Verhal-tens des Berechtigten
darauf eingerichtet haben, dieser werde sein (ver-

meintl-iches ) Recht nicht mehr gelt,end machen, und

wegren des geschaffenen Vertrauenstatbestandes müsste

die verspätete Geltendmachung des Rechts als eine mit
Treu und Gl-auben unvereinbare Härte erscheinen ( BGHZ

25,52 f .-; 67,68 f . ). Der Antragstell-er hat mit der
b.l-oßen Zahlung der Jahresrechnung für 2004 und der
unveränderten Fortzahlung der Abschl-agszahlunqen

keinen VertrauenstaLbestand geschaffen, aus dem die
Antragsgegnerin hätte schl-leßen können, dass der
Antragstel-l-er von sej-nem Recht nach S 315 BGB keinen
Gebrauch will. Der Antragsteller hat glaubhaft
gemacht, dass er sich der Preiserhöhunq erst mit der
Jahresverbrauchsrechnung vom 26.03.2006 bewusst
qeworden ist, hias der Kammer auch durchaus nachvol-J-
ziehbar erscheint. Die Anhebung der Preise wirkte
sich für die Jahresverbrauchsrechnung vom 18.0 4.2005

nur etwas mehr als zwei Monate und damlt betragsmäßig
gerlngfügig aus. Von daher erscheint plausibel, dass

der Antragstell-er die Problematik erst mit der
Jahresverbrauchsrechnung vom 26.03.2006 erkannt hat.
Dabei ist. es ohne Bedeutung, dass erst. ein zum

vorangegangenön Abrechnungszeitraum gestiegener
Verbrauch dle Aufrnerksamkeit des Antragstellers auf
den Bezugrspreis gelenkt hat.
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Zudem hat die Antragsgegnerin nicht dargelegt und

glaubhaft gemacht, dass der Antragstel-Jer sich vor
Maj- 2006 seines Rechts, den Nachweis der Angemessen-

helt der Preisanhebung verlangen zv können bewusst

brar ( vgl . BGH, NJVI 2000,140 f . ) . Es ist nicht
Allgemeingrut, dass ein Kunde eines Energieversorgrers

ein Recht zvr Überprüfung der Angemessenheit der

Leistungsbestimmung durch den Enerqieversorger hat.
Der Antraqstel-l-er trägt insowej-t vor, erst Anfang

2006 durch entsprechende Medienberichterstattung von

der Möglichkeit des S 315 BGB erfahren zu haben und

hat dies an Eides Statt versichert. Gegenteiliges
darzulegen und glaubhaft zrt machen wäre Sache der
Antragsgegnerin, h/as diese indes nur in allgemeiner
Form getan hat.

Es liegt auch der erforderliche Verfügungsgrund vor.
Infolge der Androhungr der Antragsgegnerin musste der
Antragstel-Ier mit einer j ederze j-t.igen Sperrung der
ElektrizitäLsversorgung für sein Einfamil-ienhaus mit
den allgemein bekannten erheblichen Folgen rechnen.

Dabei konnte sich der Antragstel-l-er keinesh/egs darauf
verlassen, dass es sich insoweit ledlglich um eine

,,Ieere" Drohung der Antragsgegnerin handeln würde,

die diese nicht würde durchsetzen können oder wol-l-en.

Es kann bei dem Antragsteller nicht als bekannt

vorausgesetzt werden, dass eine Stromsperre nur
innerhalb seines Hauses technisch durchsetzbar sein
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würde . Zudem konnte ar r sel-bst hlenn er dies wusste

und davon ausgehen konnte, die Antragsgegnerin werde

gerlchtllche Hilfe 1n Anspruch nehmen müssen, nlcht
sicher sein, dass diese slch nicht kurzfristig im

Vüege einstweiligen Rechtschutzes Zutritt zD selnem

Haus verschaffen würde.

Die Kammer hat den Umfang des der Antragsgegnerin
auferlegrten Verbots im Tenor klargestel-1t. In diesem

Sinne hrar der Antraq und das Begehren des Antrag-
stellers aufgrund seines Vortrags zD verstehen. Der

Antragstel-l-er hat j-n der Antragsschrift kl-ar zum

Ausdruck gebracht, dass er lediglich die Berechtigung
der Preiserhöhung zvm 01.01.2005 z:uT ÜberprUfung

gestellt wissen wol-Ite. Eine weitergehende Verweiger-
ung seiner Zahlungen war nicht ersichtl-ich, wie sich
auch aus sej-nem Verhalten hinsichtl-ich der Abschlags-
zahlungen ersehen 1ässt. Der Antrag' war damj-t unter
Heranziehung des ihn begründenden Sachvortrags
hinreichend bestimmt, weshalb ei-ne teilweise
Kostenbelastung des Antragstell-ers mangels eines
Teilunterl-ieqens nicht 1n Betracht kommt.

Die Kostenentscheidungr beruht auf S 91 Abs.1 ZPO.

Be cht Hannes Drechsler


